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�� 5pSXEOLTXH�GH�%pQLQ���hEHUVLFKW��
)OlFKH 112’622 qkm 

(LQZRKQHU������� 6 Mio. 

GDYRQ�LQ�6WlGWHQ��������� 40 % 

:LFKWLJVWH�6WlGWH Cotonou, Porto Novo, Parakou, Abomey 

+DXSWVWDGW Porto Novo, (Regierungssitz Cotonou) 

$GPLQLVWUDWLYH�*OLHGHUXQJ 12 Regionen 

8QDEKlQJLJNHLW 1. August 1960 (ehemals französische Kolonie; bis 
1975 Dahomey) 

6SUDFKHQ Französisch (Amtssprache), Ewe, Fon, Gun, Yorouba, 
Mina, Hausa, Fulani 

(WKQLVFKH�=XVDPPHQVHW]XQJ rund 60 Ethnien: 39 % Fon, 12 % Yorouba, 11 % Ad-
ja, 8 % Bariba, 7 % Somba, 6 % Fulbe, Hausa, 3000 
Europäer 

5HOLJLRQHQ 60 % Naturreligionen, Christen (davon rund 20 % 
Katholiken, Methodisten), 15 % Muslime 

%,3������� 2,3 Mia. USD 

:lKUXQJ Franc CFA 

3UlVLGHQW�3ROLWLVFKH�)�KUXQJ Staatschef seit 1996 Mathieu Kérékou. Seit 1998 
auch Regierungschef 

3ROLWLVFKHV�6\VWHP Präsidialrepublik seit 1991, Verfassung von 1990, 
Parlament mit 83 Mitgliedern (Wahl alle 4 J.), Direkt-
wahl d. Staatsoberhauptes alle 5 J. (einmalige Wie-
derwahl), Wahlrecht ab 18 J. 

/HW]WH�:DKOHQ Präsidentschaftswahlen 1996, Parlamentswahlen 
März 1999 

 

                                                      
1
 Angaben aus: World Development Report 1999/2000, Fischer Weltalmanach 2000, Economist Intelligence 

Unit 1999-2000. 
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%(1,1�±�6FKO�VVHOGDWHQ�DXI�HLQHQ�%OLFN�   
    

6R]LDOLQGLNDWRUHQ�     
Bevölkerung in Mio. 6  

Bevölkerungsdichte. Personen pro qkm 54  

Bevölkerungswachstum % Durchschnitt jährlich 2.8  

Bevölkerung in Städten % der Bevölkerung 27 40 

Analphabeten % der Bevölkerung Alter 15+  66  

Einschulungsrate Primarstufe in % der schulpfl. Bevölkerung 63  

AIDS infizierte in % der erwachsenen Bevölkerung (15-49) 2.06  

Radios pro 1000 Einwohner  108  

Fernseher pro 1000 Einwohner   91  

Telephone pro 1000 Einwohner  6  

Ausgaben des Staates für Bildung und Erziehung in % des BIP 3.2  

Ausgaben des Staates für Gesundheit in % des BIP 1.7  

Militärausgaben in % des BIP  2.2 1.4 

Flüchtlinge gesamt    2'900 2'900 

Internally displaced persons   k.A. 

     

6FKO�VVHOGDWHQ�GHU�:LUWVFKDIW�XQG�ODQJIULVWLJH�7UHQGV�   
BIP pro Kopf in USD  380  

BIP in Mia. USD   2.3  

Gesamtverschuldung in Mio. USD 1'760  

Verhältnis Gesamtschulden/BIP  82.0  

Verhältnis Schuldendienst/Exporte 9.0  

Wachstum BIP Durchschnitt jährlich in % 4.5  

Wachstum BIP pro Kopf Durchschnitt jährlich in % 1.5  

     

:LUWVFKDIWVVWUXNWXU   
Anteil der Landwirtschaft am BIP in % 39  

Anteil der Industrie am BIP in % 14  

Anteil von Dienstleistungen am BIP in % 47  

Veränderung Anteil Landwirtschaft am BIP 1980/1998 in % 11.4  

Veränderung Anteil Industrie am BIP 1980/1998 in % 16.7  

Veränderung Anteil Dienstleistungen am BIP 1980/1998 in % -9.6  

     

,PSRUWH�XQG�([SRUWH��    
Importe in Mio. USD  673  

Exporte in Mio. USD  524  

Handelspartner Import in % von Gesamt: F: 21,5; UK: 8,9; Thailand: 8,7; Hong Kong: 8,2. 

Handelspartner Export in % von Gesamt: Belg.-Lux.: 36,2; Norwegen: 17,6; Ukr.: 15,1. 
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�� $OOJHPHLQH�$QJDEHQ��

 

Die Republik Bénin erstreckt sich mit einer Fläche von 112'662 qkm vom Golf von Guinea 
rund 650 km weit nach Norden. Die Küste ist 125 km lang und von zahlreichen Lagunen 
durchsetzt. Im Westen grenzt das Land an Togo, im Osten an Nigeria und im Norden an die 
Republik Niger. Nördlich an die mit Feuchtwäldern und Ölpalmen bedeckte Küstenebene 
schliesst sich ein bis zu 200 m hohes Tafelland (Plateau) an, das noch weiter nördlich in 
das Penjari-Tiefland und die Nigerebenen übergeht. Dort sind die höchsten Erhebungen die 
800 m hohen Atakora-Berge. 

                                                      
2
 Handbuch der Dritten Welt (1993), Dieter Nohlen und Franz Nuscheler (eds.), Bd. 4, Benin, pp. 156 - 171 ;  

Afrika-Jahrbücher (versch. Jahre), Rolf Hofmeier (ed.), Institut für Afrika-Kunde Hamburg, Opladen, Econo-
mist Intelligence Unit, Country Profile 1999-2000. 
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Das Land ist sehr unterschiedlich dicht besiedelt, im Süden teilen sich beinahe 300 Einwoh-
ner einen qkm, im Norden hingegen nur rund 12. Der Anteil der Stadtbevölkerung stieg von 
27 % im Jahr 1980 auf 40 % im Jahr 1997. Bénin ist heute verwaltungsmässig in zwölf Pro-
vinzen (vor 1997 sechs) aufgeteilt und diese wiederum in 86 Distrikte und 510 Gemeinden. 

Wirtschaftlich stellt das Land zur Hauptsache auf den Verkauf seiner landwirtschaftlichen 
Exportprodukte Baumwolle, Erdnüsse und Tabak sowie auf Zahlungen der internationalen 
Entwicklungshilfe ab. Der Landwirtschaftssektor trägt mit gut einem Drittel zum BIP bei und 
beschäftigt über 70 % der Bevölkerung. Der Industriesektor ist unterentwickelt. Bénin ist zu 
einem beträchtlichen Ausmass, direkt oder indirekt, von der Wirtschaftsstruktur der benach-
barten "Wirtschaftsgiganten" Nigeria und Ghana abhängig. 

Einen gewissen Bekanntheitsgrad über den Kreis von Afrika-Spezialisten und -
Spezialistinnen hinaus gewann das Land in den späten 1980er und frühen 1990er-Jahren. 
Als eines der ersten Länder Afrikas begann es in dieser Zeit einen politischen Liberalisie-
rungsprozess, der bis heute erfolgreich weitergeführt wird. Bénin gilt deshalb Vielen als GDV 
nachahmenswerte Musterbeispiel für einen friedlichen demokratischen Transitionsprozess 
in Afrika. 

Die Phase politischer Instabilität, die das Land nach der Unabhängigkeit durchlebte – fünf 
Militärputsche, vier Verfassungen und neun verschiedene Staats- und Regierungschefs – 
endete 1972 mit der Machtübernahme von Mathieu Kérékou. Nach beinahe zwanzig Jahren 
eines autoritären Militärregimes musste er jedoch Ende 1989 auf Druck der Bevölkerung der 
Abkehr des Landes vom Marxismus-Leninismus und der Einsetzung einer Übergangsregie-
rung durch eine Nationalkonferenz der massgebenden politischen und gesellschaftlichen 
Kräfte zustimmen. Bei den Präsidentschaftswahlen von 1991 kam Nicéphore Soglo an die 
Macht. Überraschend kam jedoch fünf Jahre später, in den zweiten freien Wahlen, der ehe-
malige Militärdiktator Kérékou wieder an die Macht; er trägt den Übernamen "le caméléon" 
nicht ohne Grund. 

Nach den Parlamentswahlen vom März 1999 stehen sich in der Legislative zwei etwa gleich 
grosse Blöcke der Regierung und der Opposition gegenüber, während eine dritte Kraft das 
Zünglein an der Waage spielen und jeweils der einen oder anderen Seite eine Mehrheit ver-
schaffen kann. Der Präsident der Nationalversammlung gehört der Opposition an. Die 
nächsten Präsidentschaftswahlen sind auf 2001 angesetzt.  

�� *HVFKLFKWOLFKHU�hEHUEOLFN � �
Der Süden Bénins hatte seit dem 17. Jahrhundert durch den Sklavenhandel der Königreiche 
von Dahomey (Abomey), Allada, Porto Novo und Oyo (heute in Nigeria gelegen), der über 
den Hafen von Ouidah abgewickelt wurde, engen Kontakt mit europäischen Händlern. Hinzu 
kam später der Einfluss christlicher Missionare. Der Norden wurde hingegen bis in die Kolo-
nialzeit von den Interessen islamischer Königreiche und deren hierarchischen Sklavenhal-
tergesellschaften dominiert. 

Die 1894 in Dahomey umbenannte französische Kolonie Bénin wurde im September 1958 
zunächst als Teil der &RPPXQDXWp�)UDQoDLVH unabhängig und erlangte schliesslich am 1. 

                                                      
3
 Christof Hartmann (1999), Externe Faktoren im Demokratisierungsprozess, Opladen, pp. 68-119; Samuel 

Decalo (1990), Coups and Army Rule in Africa, New Haven/London. 



 

Westafrika 2000 – Länderbericht Benin Seite ��von��� 

August 1960 die volle Unabhängigkeit. Zu diesem Zeitpunkt hatten sich bereits die Grund-
züge des politischen Systems herausgebildet, das bis 1972 Bestand haben sollte. Das Land 
war in drei, mit den traditionellen Königtümern weitgehend übereinstimmenden Einflusszo-
nen, aufgeteilt: Den dünn besiedelten, in seiner sozio-ökonomischen Entwicklung bereits in 
der Kolonialzeit vernachlässigten Norden, dominierte der Politiker Hubert Maga, der Süden 
war weitgehend in der Hand von Magan Apithy und der Südwesten, in etwa das frühere Kö-
nigreich Dahomey, wurde von Justin Ahomadegbé dominiert. Dieses Dreiergespann organi-
sierte sich in wechselnden Koalitionen, bei denen sie entweder die Macht untereinander 
aufteilten oder sich jeweils zwei gegen den anderen zusammentaten, solange bis der Aus-
schluss des Dritten das Land soweit destabilisiert hatte, dass das Militär intervenierte und 
es mit einer anderen Kombination versuchte. 

Alle diese Neuregelungen – mehrere Regierungs-, Parteien- und Wahlsysteme sowie vier 
Verfassungen – scheiterten letztendlich an der persönlichen Rivalität der drei Männer. 

1972 übernahm der Militär Mathieu Kérékou die Macht und beendete die Phase der chroni-
schen Instabilität. Er baute die neue Politik auf der Doktrin des Marxismus-Leninismus auf, 
benannte das Land in "Volksrepublik Bénin" um und schuf die sozialistische Einheitspartei 
3DUWL�5pYROXWLRQDLUH�GX�3HXSOH�%pQLQRLV�353%� 

Vor dem Hintergrund einer sich verschärfenden ökonomischen Krise kam es seit 1985 im-
mer wieder zu studentischen Protesten und Putschversuchen sowie als Reaktion darauf zu 
Säuberungen in Armee und Partei. Die wachsende Opposition konnte nur durch massive 
Repression im Zaun gehalten werden. 

Der innenpolitische Druck auf die Regierung verschärfte sich im Verlauf des Jahres 1988, 
nachdem es zu Verzögerungen bei der Auszahlung der Gehälter im öffentlichen Dienst und 
der Armee gekommen war. Kérékou reagierte darauf mit einer Mischung von Repression 
und zögerlichen Liberalisierungsschritten. 

Ende August 1989 erliess Kérékou eine Amnestie für insgesamt 192 Personen, die zahlrei-
chen freiwillig und unfreiwillig exilierten Politikern (u. a. Houngbédji und Amoussou) die 
Rückkehr nach Bénin erlaubte. Auf den weiter anhaltenden Druck hin, insbesondere von 
Schülern, Studenten und der Gewerkschaften, erklärte die Regierung am 7. Dezember den 
Verzicht auf den Marxismus-Leninismus als offizieller Staatsideologie. Sie beschloss aus-
serdem die Trennung von Partei und Staat, die Einberufung eines von der Nationalver-
sammlung unabhängigen Premierministers sowie einer nationalen Konferenz unter Beteili-
gung "aller aktiven Kräfte der Nation, unabhängig von ihrer politischen Überzeugung" mit 
dem Ziel der Erneuerung des demokratischen Prozesses und die Erarbeitung einer neuen 
Verfassung auf der Grundlage der Konferenzergebnisse. Diese Konzessionen genügten 
jedoch nicht mehr, um die soziale und politische Mobilisierung der städtischen Massen und 
der Opposition zu verhindern; die Protestwelle ebbte nicht mehr ab und die Streiks weiteten 
sich nun auch auf die Provinzverwaltungen und ländlichen Entwicklungsbehörden aus. 

Die im Dezember versprochene Nationalversammlung trat unter der Beteiligung von 488 
Delegierten zwischen dem 19. und 28. Februar 1990 in Cotonou zusammen und versammel-
te tatsächlich alle massgeblichen politischen, ethnischen, religiösen und anderen gesell-
schaftlichen Vereinigungen des Landes.4 Die Debatten wurden im nationalen Radio direkt 
übertragen. Die Konferenz reagierte auf die Drohung Kérékous, die Versammlung aufzulö-

                                                      
4
 Vgl. dazu auch: John R. Heilbrunn (1993), Social Origins of National Conferences in Benin and Togo, in: 

Journal of Modern African Studies, 31, 2, pp. 277-299. 
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sen, am 25. Februar mit einer Souver� nit� tserkl� rung und zwei Tage sp� ter wurde die Ab-
setzung der Regierung und des Parlaments beschlossen. K� r� kou beugte sich diesem "zivi-
len Staatsstreich" und bekam im Gegenzug v� llige Straffreiheit sowie die Beibehaltung sei-
nes ± nunmehr repr� sentativen ± Amtes bis zu den angek� ndigten Neuwahlen zugesichert. 

Nic� phore Soglo, ein ehemaliger Beamter der Weltbank und Premierminister in der � ber-
gangsregierung, wurde in den Pr� sidentschaftswahlen vom Februar und M� rz 1991 mit 
67 % der Stimmen zum Pr� sidenten gew� hlt, seine Partei verpasste aber die Mehrheit im 
Parlament. In den zweiten Pr� sidentschaftswahlen im M� rz 1996 kehrte K� r� kou ± nun oh-
ne seinen milit� rischen Titel und zum Katholizismus konvertiert ± mit 52,5 % der Stimmen 
ins Amt zur� ck. Soglo verdankte seine Niederlage weitgehend der schlechten wirtschaftli-
chen Lage aber auch seinem zunehmend diktatorischen Regierungsstil, der ihn der Bev� l-
kerung entfremdet hatte. 

�� 6WDDW�XQG�SROLWLVFKHV�6\VWHP � �
Von 1972 an bestand ein Milit� rregime unter Pr� sident K� r� kou, das 1975 eine marxistisch-
leninistische Einheitspartei, die 3DUWL�GH�OD�5pYROXWLRQ�3RSXODLUH�GX�%pQLQ�353%, gr� ndete 
und 1977 eine sozialistische Verfassung oktroyierte (Umbenennung in Volksrepublik B� nin). 
Am 30. April 1990 l� ste sich die seit 1975 einzig zugelassene 353% auf. Die im selben Jahr 
in einem Referendum angenommene Verfassung sieht ein pr� sidiales Mehrparteiensystem 
vor. Der Pr� sident ist f� r eine Amtszeit von f� nf Jahren gew� hlt, diese ist einmal erneuer-
bar. Das Parlament wird nach je vier Jahren neu gew� hlt. Der Posten des Premierministers 
ist in der Verfassung nicht vorgesehen. 

Nach den Parlamentswahlen und der darauf folgenden Regierungsumbildung am 22. Juni 
1999 sind zehn Parteien in der Regierung vertreten. Die 3DUWL�6RFLDOH�'pPRFUDWH�36'�h� lt 
drei Posten, die )URQW�G
$FWLRQ�SRXU�OH�5HQRXYHDX�'pPRFUDWLTXH�)$5'�$ODILD zwei, w� -
hrend acht kleinere Parteien, inklusive das 0RXYHPHQW�$IULFDLQ�SRXU�OD�'pPRFUDWLH�HW�OH�
3URJUqV�0$'(3�und das 0RXYHPHQW�SRXU�O
(QJDJHPHQW�HW�OH�5pYHLO�GX�&LWR\HQ�0(5&,� je 
einen Posten � bernahmen. Frauen halten nur noch zwei Posten und verloren damit ein Mi-
nisterium. Zwei Parteien des Nordens ± &$5�'XQ\D und $OOLDQFH�(WRLOH ± sind nicht mehr in 
der Regierung vertreten, diese Aufspaltung des Nord-Blocks in verschiedene Fraktionen ist 
eine neue Erscheinung in der Politik B� nins. 

���� 3ROLWLVFKH�3DUWHLHQ � �
Die Zahl der politischen Parteien erh� hte sich vor den Parlamentswahlen von 1999 auf � ber 
100. Mehrere politische Parteien durchliefen im Vorfeld der Wahlen existentielle Krisen, wie 
beispielsweise die Oppositionspartei des ehemaligen Staatspr� sidenten Soglo, 5HQDLV�
VDQFH�GX�%pQLQ, die eine F� hrungskrise und im Anschluss daran zahlreiche Austritte ± dar-
unter von Parlamentsabgeordneten ± zu verkraften hatte. Die regierungsnahen Parteien 
k� mpften mit � hnlichen Problemen. Von der den Norden B� nins beherrschenden )$5'�

                                                      
5
 Economist Intelligence Unit, Country Report, 4 th quarter 1999; Economist Intelligence Unit, Country Profile 

1999-2000, Fischer Weltalmanach 2000. 
6
 Angaben aus: Political Handbook of the World 1999, Arthur S. Banks und Thomas C. Muller (eds), New York. 

Vgl. auch [http://www.afrikinfo.com/lois/samples/partis/parpol.htm] und 
[http://www.aupelf.fr/benin_ct/tur/ccf/doc/revue/election/docum/elec8.html]. 
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$ODILD�spaltete sich eine Gruppe unter dem Namen &$5�'XQ\D ab, in die ebenfalls Parla-
mentsabgeordnete und sogar Minister hinüber wechselten. Aus der jungen Partei (QVHPEOH��
die 1998 aus einem internen Streit der Partei 1RWUH�&DXVH�&RPPXQH�1&&�entstanden war, 
traten politische Schwergewichte wie der ehemalige Bildungsminister Padanou und der Par-
lamentsabgeordnete Adanclounon aus. Und schliesslich spaltete sich von der 3DUWL�&RPPX�
QLVWH�GH�'DKRPH\�3&' die 3DUWL�&RPPXQLVWH�0DU[LVWH�/HQLQLVWH�GX�%pQLQ�3&0/% ab. 

Ebenfalls im Hinblick auf die Wahlen von 1999 formierten sich drei Parteienallianzen, die 
insgesamt 17 Parteien in sich vereinigten. (1) Die�$OOLDQFH�SRXU�OH�3URJUqV unter der Füh-
rung eines ehemaligen Staatspräsidenten von Bénin und derzeitigen Beraters von Präsident 
Kérékou, Emile Derlin Zinsou, vereinigte acht Parteien; (2) Das 0RXYHPHQW�SRXU�O
(QJDJH�
PHQW�HW�OH�5pYHLO�GX�&LWR\HQ�0(5&, umfasste fünf Parteien und (3) die $OOLDQFH�6858, Ge-
duld in der Yoruba-Sprache, unter dem Vorsitz von Gado Guirigissou, der mehrmals Minis-
ter in der Regierung Kérékou von 1972 bis 1990 war, vereinigte vier Parteien. 

– Parti de la Renaissance du Bénin/PRB – Nicéphore SOGLO  
Die PRB wurde 1992 von der Ehefrau des damaligen Präsidenten Soglo, Rosine Soglo, 
gegründet. Im Juli 1994 übernahm Nicéphore Soglo selbst die Führung der Partei. Neben 
der PRD des ehemaligen Premierministers Adrien Houngbédji die wichtigste Oppositi-
onspartei Bénins. Sie ist sehr stark in Cotonou, im südlichen Verwaltungsbezirk Atlanti-
que sowie im nördlich daran anschliessenden Departement Zou. 

– Parti du Renouveau Démocratique/PRD – Adrien HOUNGBEDJI  
Die PRD gewann in den Legislativwahlen von 1991 neun Sitze und neunzehn in den 
Wahlen von 1995. In der zweiten Wahlrunde der Präsidentschaftswahlen von 1996 be-
kam Kérékou substantielle Unterstützung von der PRD. Sie wurde danach mit vier Minis-
terposten und Houngbédji mit dem Posten des Premierministers belohnt. Die PRD ist 
heute der Opposition zuzurechnen und hat ihre Wahlhochburgen in den östlichen Bezir-
ken Ouème und Plateau. Im Mai 1998 verliess die PRD die Regierung und Houngbédji 
trat als Premierminister zurück. Im April 1999 wurde er zum Präsidenten der Nationalver-
sammlung gewählt. 

– Mouvement Africain pour la Démocratie et le Progrès/MADEP – El Hadj Séfou FAGBO-
HOUN  
Das MADEP wurde 1997, 16 Monate vor den Parlamentswahlen, als Gegenpol zur PRD 
Hougbenjis – und wohl auch schon im Hinblick auf die Präsidentschaftswahlen von 2001 
gegründet. Die Partei hat eine starke Wählerbasis im Departement Plateau gefunden und 
tritt damit in klare Konkurrenz zur PRD. 

– Parti Sociale Démocrate/PSD – Bruno AMOUSSOU  
Im Juni 1995 wurde der Führer und ehemalige Präsidentschaftskandidat Amoussou zum 
Parlamentspräsidenten gewählt. Im März 1996 kam er nicht über die erste Runde der 
Präsidentschaftswahlen hinweg; die Unterstützung Kérékous in der zweiten Runde wurde 
der PSD mit drei Sitzen im Kabinett vergolten. In der Regierung, die nach den Parla-
mentswahlen von 1999 gebildet wurde, hält sie weiterhin drei Posten. Amoussou wurde 
zum Chef des "Super-Ministeriums" für Planung, wirtschaftliche Entwicklung und Arbeits-
platzschaffung ernannt. Die Partei gewann in den Parlamentswahlen von 1999 im Depar-
tement Couffo alle sechs zu vergebenden Sitze. 

– Front d'Action pour le Renouveau Démocratique/FARD-Alafia – Jerome Saka KINA 
Bei ihrer Gründung 1994 bezeichnete sich die Fard-Alafia als eine Partei der nationalen 
Einheit. Die traditionell im Norden starke Fard-Alafia erhielt in den Parlamentswahlen von 
1999 alle ihre zehn Sitze in vier nördlichen Verwaltungsbezirken, während sie in den üb-
rigen Regionen so gut wie keine Rolle spielte. Im Juni 1998 spaltete sich eine Gruppe 
von acht Parlamentsmitgliedern ab und gründete die CAR-Dunya. 
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– CAR- Dunya – Saka SALE  
Entstanden aus einer Abspaltung der Fard-Alafia im Juni 1998. Nach den Parlaments-
wahlen von 1999 behielten drei der acht Fard-Alafia-Dissidenten ihre Sitze im Parlament. 

�� 5HJLRQDOH�XQG�LQWHUQDWLRQDOH�9HUQHW]XQJ�
In der Zeit des Kalten Krieges hielt Bénin seine Beziehungen bewusst sowohl zu westlichen 
Ländern als auch zu den kommunistischen Staaten aufrecht. Die wirtschaftlichen und militä-
rischen Beziehungen zu Frankreich sind traditionell eng. Seit Kérékous Rückkehr an die 
Macht 1996 verstärkten sich die Beziehungen zu den Nachbarstaaten. Unter anderem 
strengte er verbesserte Verbindungen zu Nigeria, Bénins wichtigstem Handelspartner sowie 
zu Togo an und unterzeichnete Abkommen über die gemeinsame Sicherheit an den Gren-
zen. Verstärkt wurden ebenfalls die Beziehungen zu den nördlichen Nachbarn Mali, Burkina 
Faso und Niger. Der mächtige Nachbar Nigeria ist nicht nur ein wichtiger Wirtschaftspartner, 
wobei das Wort "Partner" in Anbetracht des Grössen(miss)verhältnisses zwischen den bei-
den Staaten nicht ganz zutreffen dürfte, Bénin erhielt von Nigeria auch immer wieder Wirt-
schaftshilfe oder kam im Rahmen der nigerianischen Entwicklungszusammenarbeit in den 
Genuss von Experten des 7HFKQLFDO�$LG�&RUSV�7$&�7 

Bénin ist Gründungsmitglied der ECOWAS und war mit seinen Truppen an friedenssichern-
den Massnahmen in der Zentralafrikanischen Republik, Liberia und Guinea-Bissau beteiligt. 

Aussenpolitisch verfolgt die Regierung – im Gegensatz zum Nachbarn Togo – ein niedriges 
Profil. 1998 nahmen beninische Truppen an Manövern im Rahmen der frankophonen west-
afrikanischen Friedenssicherungstruppe�$FFRUG�GH�1RQ�$JJUHVVLRQ�HW�G¶$VVLVWDQFH�HQ�0D�
WLqUH�GH�'pIHQVH�$1$' teil. Im November des selben Jahres beteiligte sich Bénin an einem 
militärischen Ausbildungs- und Ausrüstungsprogramm im Rahmen der von den USA initiier-
ten $IULFDQ�$FWLRQ�&ULVLV�5HDFWLRQ�,QLWLDWLYH. 

�� *HVHOOVFKDIWOLFK��SROLWLVFK�XQG�ZLUWVFKDIWOLFK�UHOH�
YDQWH�*UXSSLHUXQJHQ�

Die schmale Schicht der Intelligenz, der Staatsklasse und der nationalen Bourgeoisie im 
Handels-, Transport- und Dienstleistungssektor ist weitgehend in den Städten konzentriert. 
Legitimität, und damit politische Macht, entsteht auch heute noch im Wesentlichen über ein 
auf hierarchischen Strukturen aufbauendes Klientel- und Patronagesystem. 

Der weitaus grösste Teil der Bevölkerung hängt animistischen Religionen an, deren 
Institutionen in Bénin noch weitgehende Legitimit und Autorität für sich beanspruchen 
können; das Denken und Handeln der Menschen wird denn auch stark von diesen bestimmt. 
Die christlichen Kirchen, insbesondere die katholische Kirche, haben eine weit über ihre 
tatsächliche zahlenmässige Stärke hinausgehende Bedeutung. Sie geniessen ein grösseres 
Vertrauen als der Staatsapparat, dazu kommt, dass die Mehrheit der Entscheidungsträger in 
Bénin an christlichen Schulen ausgebildet wurde. 
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Die politische Kräfteverteilung ist in Bénin komplexer als in den meisten westafrikanischen 
Küstenstaaten; sie ist eher dreipolig denn eine einfache Nord-Süd Dichotomie. Die drei 
wichtigsten Machtzentren sind der Südwesten (Zou und Teile des Departements Mono in-
klusive Cotonou), wo Nicéphore Soglo seine Wählerbasis besitzt, der Südosten (Provinzen 
Ouéme und Atlantique, konzentriert in der alten Hauptstadt Porto Novo), wo bis vor kurzem 
der ehemalige Premierminister Houngbédji seine Wahlhochburg hatte, nun aber von der 
0DGHS bedrängt wird und schliesslich die nördlichen Provinzen Borgou und Atacora, wo 
Mathieu Kérékou seine Wähler findet. 

Die Gewerkschaften, die während des Soglo-Regimes zum Schweigen gebracht wurden, 
erwachten nach dem Regierungswechsel erneut zu einer machtvollen politischen Kraft. In 
den Jahren 1997 und 1998 intensivierten sie ihre Streikaktionen, um die Regierung zu höhe-
ren Gehaltszahlungen im öffentlichen Dienst zu zwingen. 

Das Wahlbündnis, welches Kérékou 1996 zurück an die Macht brachte, kollabierte im Mai 
1998, als Adrien Houngbédji von seinem Amt als Premierminister zurücktrat. Dieser Posten 
war von Kérékou als Belohnung für dessen Wahlunterstützung geschaffen worden. Von län-
gerer Dauer scheint die Freundschaft Kérékous zu Séfou Fagbohoun zu sein, einem der 
reichsten und mächtigsten Geschäftsmänner des Landes und Führer der 1997 gegründeten 
0DGHS. Auch er soll Kérékou 1996 im Wahlkampf unterstützt haben. 

Die Truppenstärke der Armee beträgt rund 4'800 Mann, daneben gibt es eine 2'500 Mann 
starke paramilitärische Sicherheitspolizei, die Gendarmerie. Armee und Sicherheitskräfte 
sind 1990 unstrukturiert worden und viele ihrer Funktionen, inklusive Polizei und Zoll, ziviler 
Kontrolle unterstellt worden. Die Wahrscheinlichkeit einer Machtübernahme durch die Ar-
mee ist signifikant zurückgegangen. 

�� 0HQVFKHQUHFKWVODJH � �
Die Regierung beachtet im Allgemeinen die Menschenrechte ihrer Bürger und Bürgerinnen. 
Im Jahr 1999 gab es keine Berichte über politische oder extralegale Hinrichtungen durch 
staatliche Sicherheitsbeamte. Die bekannten Fälle von extralegalen Hinrichtungen betreffen 
das Jahr 1998. Die Staatsanwaltschaft stellt dazu Untersuchungen an. Glaubwürdige Be-
richte sprechen von Misshandlungen von Verdächtigen durch die Polizei sowie willkürlichen 
Verhaftungen und Inhaftierungen. Die Regierung entschädigte weiterhin Folteropfer des von 
1972 bis 1989 regierenden Militärregimes. Die grössten Probleme im Bereich der Men-
schenrechte betreffen den Unwillen oder die Unfähigkeit der Polizeikräfte, Akte von Selbst-
justiz und Lynchmorden von Seiten der Bevölkerung zu unterbinden, die harten Haftbedin-
gungen, die Verschleppung gewöhnlicher Straffälle durch die Verwaltung, die ineffiziente 
und korrupte Justiz, die gesellschaftliche Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen sowie 
Fälle von Kindsmissbrauch und den Handel mit Kindern. Die Geschlechtsverstümmelung bei 
Frauen wird besonders in den nördlichen Regionen weiterhin praktiziert. 

Die Haftbedingungen in Bénin sind extrem hart. Die Gefängnisse sind massiv überbelegt, es 
mangelt den Gefangenen an angemessener Ernährung und sanitären Anlagen. Gewisse 
Verbesserungen zeichneten sich 1998 mit der Eröffnung dreier neuer, mit ausländischer 
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Hilfe gebauter Gefängnisse, ab. Die Besuche von Menschenrechtsorganisationen in den 
Gefängnissen wurden von der Regierung gestattet. 

Etwa 75 % der Gefängnisinsassen sind Untersuchungsgefangene und warten auf ihren Pro-
zess. Die Verfassung garantiert die Unabhängigkeit der Justiz und die Regierung respektiert 
diese im Allgemeinen. Dennoch übt die Exekutive beträchtlichen Einfluss auf die Justiz aus. 
Diese arbeitet in vielen Bereichen langsam und ist korrumpierbar. Dazu tragen schlecht 
ausgebildetes Personal, tiefe Löhne und ungenügende Arbeitsbedingungen bei. Es gab für 
das Jahr 1999 keine Berichte über politische Gefangene. 

Die Meinungs- und Redefreiheit wird von der Verfassung garantiert und die Regierung res-
pektiert diese Rechte im Allgemeinen. Es gibt mehr als ein Dutzend private Tageszeitungen. 
Diese berichten frei über alle Geschehnisse und stehen der Regierung oft kritisch gegen-
über. Dennoch ist ihr Einfluss wegen ihrer lokalen Beschränkung auf den städtischen Raum 
eher marginal, denn die meisten Menschen können nicht lesen, leben auf dem Land und 
erhalten die Neuigkeiten über das Radio. Im Mai 1999 nahm eine von der Regierung auto-
nome Ethikkommission für die Medien ihre Arbeit auf. Seit 1997 senden private Radio- und 
Fernsehstationen, dennoch besitzt und betreibt die Regierung weiterhin die einflussreichs-
ten elektronischen Medien. 

Die Versammlungs- und Organisationsfreiheit wird von der Regierung ohne Probleme ge-
währt. Die Bewegungsfreiheit innerhalb des Landes und ins Ausland ist in der Verfassung 
garantiert und wird in der Praxis gewährt. Dennoch verbleiben eine ganze Reihe von 
Checkpoints entlang der Strassen, offiziell um die Sicherheit der Reisenden zu fördern, tat-
sächlich aber als Mittel für die Beschaffung von "zusätzlichem" Gehalt für die Beamten. 

Frauen sehen sich extensiver gesellschaftlicher Diskriminierung ausgesetzt. Dies ist beson-
ders in ländlichen Gebieten der Fall, wo Frauen eine untergeordnete gesellschaftliche Rolle 
innehaben und den grössten Teil der harten Arbeit auf den Farmen erledigen. In den Städ-
ten dominieren Frauen den Handel auf den Märkten. Von Gesetzes wegen haben Frauen 
gleiche Erb- und Besitzrechte wie Männer, in gewissen Gebieten wird ihnen durch Traditio-
nen der Besitz von Land verwehrt. 

Frauen haben schlechtere Bildungschancen als Männer. Sie sind auf Regierungsposten 
unterrepräsentiert und belegen im neuen Kabinett vom Juni 1999 von insgesamt neunzehn 
Posten nur zwei. Fünf der 83 Parlamentsmitglieder sind Frauen und ebenfalls die Präsiden-
tin des Verfassungsgerichts sowie die oberste Richterin des Staates. 

Die Genitalverstümmelung wird vom Gesetz nicht verboten. Untersuchungen variieren be-
trächtlich in ihren Angaben zur Verbreitung der Beschneidung in Bénin und geben Zahlen 
von 5 bis 50 % an. Die Mehrheit der beschnittenen Frauen lebt in den nördlichen Provinzen, 
beinahe gänzlich unbekannt ist die Beschneidung im Süden. Lokale NGOs machten in den 
vergangenen Jahren immer wieder öffentlich auf die Risiken dieser Praxis aufmerksam und 
wurden dabei von der Regierung unterstützt. 

Immer wieder werden von der Presse Fälle von Kinderhandel aufgedeckt. Die meisten der 
Opfer werden mit Versprechungen auf Bildungs- oder Arbeitsmöglichkeiten in Länder wie 
Kamerun, Nigeria, Côte d'Ivoire und Gabun gelockt und dort zu Arbeit auf den Feldern unter 
sklavenartigen Bedingungen oder in die Prostitution gezwungen. 
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�� 6LWXDWLRQ�GHU�OHW]WHQ�]ZHL�-DKUH�XQG�DNWXHOOH�SROLWL�
VFKH�/DJH � �

Die Parlamentswahlen vom 30. März 1999 wurden aus mehreren Gründen mit Spannung 
erwartet: (1) Sie sollten als Indikator für den weiteren erfolgreichen Verlauf des seit 1990 
begonnenen Demokratisierungsprozesses dienen; (2) an den Wahlen sollte die Popularität 
des Präsidenten Kérékou und seiner Regierungsmannschaft ablesbar sein, dies auch im 
Hinblick auf die Präsidentschaftswahlen von 2001; (3) wegen der erheblichen Veränderun-
gen innerhalb der politischen Parteienlandschaft in der zweiten Legislaturperiode waren 
einschneidende Umbesetzungen im Parlament zu erwarten. 

Zu dem Wettbewerb um die 83 Parlamentssitze waren 35 Parteien und Parteienallianzen 
angetreten. Die Vorbereitung, Organisation, Durchführung und Überwachung der Wahlen 
war der Autonomen Nationalen Wahlkommission (&RPPLVVLRQ�(OHFWRUDOH�1DWLRQDOH�$XWRQR�
PH�&(1$) anvertraut worden. Sie bestand aus 23 Mitgliedern, von denen 3 von der Regie-
rung und 15 vom Parlament im Verhältnis seiner Zusammensetzung gestellt wurden. Den 
Vorsitz hatte der Vorsitzende der beninischen Kommission für Menschenrechte, Saidou Ag-
bantou. Die Besetzung der Wahlkommission führte zu keinerlei nennenswerten politischen 
Auseinandersetzungen. 

Die Wahlbeteiligung war mit 72 % der eingeschriebenen Wähler hoch, bemerkbar war vor 
allem eine starke Wahlbeteiligung von Frauen und älteren Leuten. Insgesamt verliefen die 
Wahlen ruhig und transparent. In den öffentlichen Medien war keine Bevorzugung regie-
rungsnaher Parteien bei der Berichterstattung und der Zuweisung von Sendezeiten zur 
Wahlwerbung zu beobachten. Auffällig war im Weiteren der massive Einsatz von Wahl-
kampfmitteln; die vom Gesetz vorgesehene Beschränkung von 3 Mio. CFA (7'500 CHF) pro 
Kandidat dürfte nur von denjenigen Parteien eingehalten worden sein, welche die Mittel für 
einen teuren Wahlkampf nicht hatten.  

Das Resultat der Wahlen zeigte eine erstarkte Opposition im Parlament, die sogar über eine 
Mehrheit von 42 zu 41 Sitzen verfügen könnte, wenn die vier Abgeordneten der nicht klar 
zuzuordnenden Parteienallianz Etoile mit der Opposition stimmen würden. Der Regierungs-
block ist stark zersplittert, die Opposition hingegen ist hauptsächlich in zwei Parteien kon-
zentriert. Die regional definierten Wählerbasen, die Wahlhochburgen, bleiben für praktisch 
alle Parteien von absoluter Bedeutung. Die klassischen Linksparteien spielten bei den Wah-
len keine Rolle mehr. 

Ein Bericht der Bankenkommission der 8QLRQ�(FRQRPLTXH�HW�0RQpWDLUH�2XHVW�$IULFDLQH��
8(02$ vom Mai 2000 legte grobe Unregelmässigkeiten, welche beim Verkauf der staatli-
chen 6RFLHWp�1DWLRQDOH�GH�&RPPHUFLDOLVDWLRQ�GHV�3URGXLWV�3pWUROLHUV�6RQDFDS an den Poli-
tiker, Geschäftsmann und persönlichen Freund Kérékous, Séfou Fagbohoun, aufgetreten 
sein sollen, offen.10 

Korruption und Steuerhinterziehung blieben auch 1999, neben der wirtschaftlich schwierigen 
Lage, die Hauptprobleme Bénins. Im Juli nannte ein offizieller Bericht eine Summe von über 
100 Mio. USD an öffentlichen Geldern, die in den Jahren 1997 bis 1999 unterschlagen wor-
den sind und 165 bekannt gewordene Fälle von Unterschlagung. 
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Trotz der Verhängung von harten Strafen und der Wiedereinführung der Todesstrafe bleibt 
die Sicherheitslage in Bénin prekär. Das Vertrauen der Bevölkerung in die Sicherheitskräfte 
ist gering und dementsprechend nehmen die Fälle zu, in denen die Leute das Gesetz in die 
eigenen Hände nehmen. Im August 1999 hielt ein Polizeibericht fest, dass im Zeitraum von 
nur drei Wochen über 25 Diebe von selbstorganisierten Bürgerwehren lebendig verbrannt 
worden sind. Zahlreiche Überfälle wurden Kriminellen aus Nigeria, Niger, Ghana oder Mali 
zur Last gelegt. 

Am 13. März 1999 starb nach einem Herzanfall Mgr. Isidore da Souza, der Erzbischof von 
Cotonou. Er wird als der Baumeister der Demokratie in Bénin angesehen. Im Februar 1990 
stand er an der Spitze der Nationalkonferenz und war anschliessend Vorsitzender des 
Übergangsparlaments. 

�� :LUWVFKDIW�XQG�6R]LDOHV�
Wegen der Verstaatlichung und der zunehmenden Konkurrenz asiatischer Länder ging die 
Bedeutung der traditionell dominierenden Palmölproduktion seit den 1970er-Jahren stark 
zurück. Seit Anfang der 1990er-Jahre sorgte die staatlich stark unterstützte Baumwollpro-
duktion für 80 % der Exporterlöse und Bénin arrivierte vor Mali und Côte d'Ivoire zum 
Hauptexporteur von Baumwolle in Westafrika. 

Ungeachtet der politischen Probleme sind die internationalen Geber – Bénin bestreitet sei-
nen Haushalt zu gut 30 % mit Geldern aus dem Ausland – weitgehend zufrieden mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung 1998 und 1999. Sie übten aber Kritik an Verzögerungen bei 
den Strukturreformen und der ausbleibenden Öffnung aller Sektoren für die Privatwirtschaft. 
Der IWF bewilligte im August 1999 im Rahmen der dreijährigen (UZHLWHUWHQ�6WUXNWXUDQSDV�
VXQJVID]LOLWlW�(6$) die Zahlung von weiteren 5,1 Mio. USD.11 Im Juli 2000 hatte die Welt-
bank angekündigt, dass Benin im Rahmen der Schuldeninitiative für die am stärksten ver-
schuldeten Länder (Heavily Indebted Poor Countries) rund 460 Mio. USD seiner Schulden 
gestrichen werde.12 

Der Weltentwicklungsbericht 1999 der Vereinten Nationen stufte Bénin auf der Skala von 
174 untersuchten Ländern auf Platz 155 ein. Westafrikanische Staaten, die noch schlechter 
abschnitten, waren Gambia (163. Platz), Mali (166), Guinea-Bissau (168), Burkina Faso 
(171) und Niger (173). Besser ging es gemäss UN-Bericht Côte d'Ivoire (154), Senegal 
(153), Nigeria (146), Togo (143) und Ghana (133). Das unzureichende Gesundheitssystem 
und die schlechte sanitäre Infrastruktur fordert weiterhin viele Menschenleben. Ein Cholera-
ausbruch im August 1999 forderte 13 Tote, über 300 wurde hospitalisiert. 

Die Kindersterblichkeit lag 1978 bei 122 pro 1000 und verbesserte sich auf 88 pro 1000 im 
Jahr 1998. Das Risiko für Frauen, bei einer Geburt zu sterben, lag 1990 bei 990 pro 10'000 
Geburten. Die Lebenserwartung von Männern betrug 1978 45 Jahre und von Frauen 52 Jah-
re. 1998 hatte sie sich für Männer auf 49 Jahre erhöht und für Frauen auf 55 Jahre. Die 
Aids-Rate betrug Ende 1999 2,45 %. 
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 s gehören zu den sogenannten konzessionären Zahlungsbilanzhilfen an Entwicklungsländer. Es 
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entwickeln muss. Die neue Bezeichnung für ��� 	�
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��� .RQIOLNWH�
Es gibt zurzeit in Bénin keine offensichtliche Konfliktlage, weder im Land selber, noch in 
seinen Beziehungen zu den Nachbarstaaten. Die Parlamentswahlen vom März 1999 haben 
die politische Reife des Systems bewiesen und das Land auf dem Kurs belassen, den es 
seit 1989 eingeschlagen hat. Ein weiterer Prüf- und hoffentlich Meilenstein in dieser Ent-
wicklung dürften die Präsidentschaftswahlen von 2001 darstellen. 

Probleme, denen sich das Land stellen muss, sind ein anhaltendes hohes Bevölkerungs-
wachstum, die wenig diversifizierte, vom Erfolg nur weniger Produkte abhängige Wirtschaft, 
das regionale Ungleichgewicht zwischen Küste und Hinterland und das damit zusammen-
hängende unkontrollierte Wachstum der Städte sowie die prekäre Sicherheitslage im Land. 
Bedenklich ist dabei, dass der Staat in der Bekämpfung der Verbrechen sein Gewaltmono-
pol nicht durchzusetzen vermag und zusehends verliert. 
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